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41/02 Passrecht Fremdenrecht
19/05 Menschenrechte
Norm

NAG 2005 §11 Abs2 72
NAG 2005 §11 Abs3
NAG 2005 §11 Abs5
NAG 2005 8§46 Abs1 72
AufG 1992 §5 Abs1
EMRK Art 8
1. EMRK Art. 8 heute
2. EMRK Art. 8 gultig ab 01.05.2004

Rechtssatz

Der Verwaltungsgerichtshof sprach zur vorzunehmenden Abwagung nach§ 11 Abs. 3 NAG aus, Art. 8 MRK verlange
eine gewichtende Gegenuberstellung des offentlichen Interesses an einem geordneten Fremdenwesen mit dem
persénlichen Interesse des Fremden an einem Verbleib in Osterreich. Dieses Interesse nimmt grundsatzlich mit der
Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden zu. Die bloRe Aufenthaltsdauer ist freilich nicht allein maf3geblich,
sondern es ist anhand der jeweiligen Umstinde des Einzelfalles zu prifen, inwieweit der Fremde die in Osterreich
verbrachte Zeit dazu genutzt hat, sich sozial und beruflich zu integrieren. Bei der Einschatzung des besagten
personlichen Interesses ist aber auch auf die Auswirkungen, die eine allfallige fremdenpolizeiliche MaRnahme auf die
familidaren oder sonstigen Bindungen des Fremden hatte, Bedacht zu nehmen. Der Europaische Gerichtshof flr
Menschenrechte hat fallbezogen unterschiedliche Kriterien herausgearbeitet, die bei einer solchen
Interessenabwagung zu beachten sind und als Ergebnis einer Gesamtbetrachtung dazu fihren kénnen, dass Art. 8
MRK einer fremdenpolizeilichen aufenthaltsbeendenden MalRnahme entgegensteht bzw. humanitare Grinde im Sinn
der 88 72 ff NAG 2005 zu bejahen sind. MalRgeblich sind dabei die Aufenthaltsdauer, das tatsachliche Bestehen eines
Familienlebens und dessen Intensitat und die Schutzwirdigkeit des Privatlebens; weiters der Grad der Integration des
Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der Selbsterhaltungsfahigkeit, der


file:///
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Lvwg&Dokumentnummer=LVWGR_WI_20141110_VGW_151_023_27620_2014_05#allefassungen
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003941&Artikel=8&Paragraf=&Anlage=&Uebergangsrecht=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/iii/2005/22/A8/NOR40062439
https://www.jusline.at/gesetz/nag/paragraf/11

Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der Beschaftigung und ahnlichen
Umstanden manifestiert; sowie die Bindungen zum Heimatstaat. Aber auch Ver-sté3e gegen das Einwanderungsrecht
und Erfordernisse der 6ffentlichen Ordnung sowie die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt
entstanden ist, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, sind bei der Abwagung
in Betracht zu ziehen (vgl. etwa VfGH, 29. September 2007, B 1150/07, VWGH, 22. November 2007,2007/21/0317, 0318,
sowie 18. Juni 2009, ZI. 2008/22/0387).Der Verwaltungsgerichtshof sprach zur vorzunehmenden Abwagung nach
Paragraph 11, Absatz 3, NAG aus, Artikel 8, MRK verlange eine gewichtende Gegenulberstellung des offentlichen
Interesses an einem geordneten Fremdenwesen mit dem personlichen Interesse des Fremden an einem Verbleib in
Osterreich. Dieses Interesse nimmt grundsatzlich mit der Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden zu. Die
bloRe Aufenthaltsdauer ist freilich nicht allein mafRgeblich, sondern es ist anhand der jeweiligen Umstande des
Einzelfalles zu priifen, inwieweit der Fremde die in Osterreich verbrachte Zeit dazu genliitzt hat, sich sozial und
beruflich zu integrieren. Bei der Einschatzung des besagten personlichen Interesses ist aber auch auf die
Auswirkungen, die eine allfallige fremdenpolizeiliche MaBnahme auf die familidren oder sonstigen Bindungen des
Fremden hatte, Bedacht zu nehmen. Der Europaische Gerichtshof fir Menschenrechte hat fallbezogen
unterschiedliche Kriterien herausgearbeitet, die bei einer solchen Interessenabwagung zu beachten sind und als
Ergebnis einer Gesamtbetrachtung dazu fihren kdnnen, dass Artikel 8 MRK einer fremdenpolizeilichen
aufenthaltsbeendenden MaBnahme entgegensteht bzw. humanitdre Griinde im Sinn der Paragraphen 72, ff NAG 2005
zu bejahen sind. Mal3geblich sind dabei die Aufenthaltsdauer, das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens und
dessen Intensitat und die Schutzwirdigkeit des Privatlebens; weiters der Grad der Integration des Fremden, der sich in
intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der Selbsterhaltungsfahigkeit, der Schulausbildung, der
Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der Beschéftigung und ahnlichen Umstanden manifestiert; sowie
die Bindungen zum Heimatstaat. Aber auch Ver-st6Re gegen das Einwanderungsrecht und Erfordernisse der
offentlichen Ordnung sowie die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstanden ist, in dem sich
die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, sind bei der Abwagung in Betracht zu ziehen
vergleiche etwa VfGH, 29. September 2007, B 1150/07, VwWGH, 22. November 2007,2007/21/0317, 0318, sowie 18. Juni
2009, ZI. 2008/22/0387).
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